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(2) Die Inbetriebnahme und Nutzung von Arbeitsmitteln, 
Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten bedürfen der Zustim­
mung, Beaufsichtigung oder Überwachung durch die zuständi­
gen staatlichen Organe, soweit dafür besondere Rechtsvor­
schriften bestehen.

(3) Der Betrieb hat entsprechend den Erfordernissen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes die Arbeitsmittel, Arbeits­
verfahren und Arbeitsstätten in bestimmten Zeitabständen zu 
überprüfen und planmäßig zu verbessern.

§206
(1) Den Werktätigen sind durch den Betrieb die erforder­

lichen Körperschutzmittel kostenlos zur Verfügung zu stellen. 
Der Betrieb hat die ständige Verwendungsfähigkeit und den 
bestimmungsgemäßen Einsatz der Körperschutzmittel zu 
sichern.

(2) Die Werktätigen sind verpflichtet, die ihnen zur Verfü­
gung gestellten Körperschutzmittel zweckentsprechend zu ver­
wenden und pfleglich zu behandeln.

Arbeitsmedizinische Betreuung
§207

e
Werktätige, die eine körperlich schwere oder gesundheits­

gefährdende Arbeit übernehmen sollen, sind vor Aufnahme 
der Tätigkeit und in regelmäßigen Abständen entsprechend 
den Rechtsvorschriften ärztlich zu untersuchen. Das gleiche gilt 
für Werktätige, die eine Tätigkeit ausüben, für die die stän­
dige gesundheitliche Überwachung in Rechtsvorschriften fest­
gelegt ist. Die Untersuchungen sind für die Werktätigen ko­
stenlos.

§208
Der Betrieb hat zu gewährleisten, daß Werktätige mit beson­

deren Arbeitsbeanspruchungen, Werktätige ab 5. Jahr vor Er­
reichen des Rentenalters und Werktätige, deren Gesundheits­
zustand es erfordert, in die arbeitsmedizinische Dispensaire­
betreuung einbezogen werden.

§209

(1) Wird ärztlich festgestellt, daß ein Werktätiger für die 
vereinbarte Arbeitsaufgabe gesundheitlich nicht mehr geeignet 
ist, darf er mit dieser nicht weiter beschäftigt werden. Der 
Betrieb hat ihm eine seinen Fähigkeiten und seiner gesund­
heitlichen Eignung entsprechende zumutbare andere Arbeit 
im Betrieb oder, wenn das nicht möglich ist, in einem anderen 
Betrieb anzubieten.

(2) Ist der Werktätige auf Grund einer arbeitsbedingten 
Gesundheitsschädigung für die vereinbarte Arbeitsaufgabe 
gesundheitlich nicht mehr geeignet und übernimmt er die an- 
gebotehe andere Arbeit, hat der Betrieb eine erforderliche 
Qualifizierung zu gewährleisten und dem Werktätigen die Qua­
lifizierungskosten zu erstatten.

(3) Werktätigen im höheren Lebensalter, die aus Alters­
gründen eine andere Tätigkeit übernehmen möchten; hat der 
Betrieb eine ihren Fähigkeiten und ihrer gesundheitlichen 
Eignung entsprechende zumutbare andere Arbeit im Betrieb 
oder, wenn das nicht möglich ist, in einem anderen Betrieb 
anzubieten.

§210

Besonderer Schutz der werktätigen Frauen und Jugendlichen

(1) Die Gesundheit und Arbeitskraft der Frauen und der- 
Jugendlichen unter 18 Jahren werden besonders geschützt.

(2) Die Arbeitsbedingungen sind entsprechend den physischen 
und physiologischen Besonderheiten der Frau und dem kör­
perlichen Entwicklungsstand der Jugendlichen zu gestalten.

(3) Jugendliche dürfen nur beschäftigt werden, wenn vor­
her ärztlich festgestellt ist, daß sie für die Tätigkeit gesund­
heitlich geeignet sind. Während ihrer Beschäftigung sind sie 
regelmäßig, mindestens einmal jährlich, zu untersuchen.

(4) Frauen und Jugendliche dürfen nicht mit körperlich 
schweren oder gesundheitsgefährdenden Arbeiten beschäftigt 
werden. Diese Arbeiten sind in Rechtsvorschriften festzulegen.

Befähigung der Werktätigen 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz

§211

(1) Der Betrieb hat zu sichern, daß die Werktätigen die zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen Kenntnisse, Fähig­
keiten und Fertigkeiten im Gesundheits- und Arbeitsschutz 
sowie Brandschutz besitzen. Den Werktätigen sind die zutref­
fenden Bestimmungen zugänglich zu machen und zu erläutern. 
Das Streben der Werktätigen nach gesunder Lebensführung 
ist durch Vermittlung des notwendigen Wissens zu unter­
stützen.

(2) Die Werktätigen sind verpflichtet, die für ihre Tätigkeit 
erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im 
Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie Brandschutz zu erwer­
ben und die notwendigen Prüfungen abzulegen.

§212

Werktätige, an die auf Grund ihrer Arbeitsaufgabe erhöhte 
Anforderungen zur Verwirklichung des Gesundheits- und Ar­
beitsschutzes sowie Brandschutzes gestellt sind, wie Projek­
tanten, Konstrukteure, Technologen und Lehrkräfte, haben 
sich über die für ihre speziellen Aufgaben zutreffenden Be­
stimmungen und Erkenntnisse zu informieren und diese bei 
der Ausübung ihrer Tätigkeit zu berücksichtigen.

§213

(1) Der Betrieb hat die leitenden Mitarbeiter zur Durchset­
zung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschut­
zes und zur Förderung der gesunden Lebensführung in ihren 
Verantwortungsbereichen zu befähigen und ihre ständige 
Weiterbildung zu sichern. Der Betriebsleiter und die leitenden 
Mitarbeiter sind verpflichtet, sich über die für ihre Bereiche 
zutreffenden Bestimmungen ständig zu informieren.

(2) In Bereichen der Produktion und Produktionsvorberei­
tung sowie in anderen Bereichen mit erhöhten Anforderungen 
auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie 
Brandschutzes dürfen als leitende Mitarbeiter nur Werktätige 
beschäftigt werden, die ihre Befähigung auf diesem Gebiet 
nachgewiesen haben.

(3) Die Befähigung ist regelmäßig in Abständen von 2 bis 
4 Jahren und bei grundlegenden Veränderungen der Technik, 
Technologie und Arbeitsorganisation erneut nachzuweisen.

§ 214

Arbeiten, zu deren Ausführung nach den Rechtsvorschriften 
eine besondere Berechtigung erforderlich ist, dürfen nur sol­
chen Werktätigen übertragen werden, die diese Berechtigung 
besitzen.


